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BREGENZ - Ein großer schwarzer Vo-
gel sorgt am Bodensee für großen
Streit: der Kormoran. Die einen se-
hen die geschützte Art immer
noch bedroht, obwohl sich die Be-
stände in den vergangenen Jahren
erholt haben. Andere halten ihn
für einen gefräßigen Räuber, der
Fischbestände gefährdet. Was
tun? Ein Blick nach Österreich, die
Schweiz und Deutschland.

„Der frisst keine Felchen, son-
dern andere Fische“, sagt Johanna
Kronberger von der Naturschutz-
organisation Bird Life Österreich
und bestreitet, dass der Kormoran
für den dramatischen Einbruch
der Felchenzahlen am Bodensee
verantwortlich sei. Dass der Raub-
fisch am Vorarlberger Ufer viel-
leicht bald noch umfangreicher
bejagt werden darf, stößt ihr sauer
auf. „Eine Bejagung darf nur das al-
lerletzte Mittel sein. Das ist noch
nicht der Fall. Es fehlt an einer Al-
ternativexpertise. Und auch am
Beleg dafür, dass diese Maßnah-
men wirken“, sagt sie. 

Fischer Franz Blum jr. stapft
derweil entschlossen Richtung
Landhaus zum Termin mit dem
Vorarlberger Agrarlandesrat
Christian Gantner. „Es reicht“,
schimpft Blum. „Wenn wir jetzt
nicht Möglichkeiten bekommen,

rigoros und viel schärfer als bisher
einzugreifen, dann müssen wir vor
dem Kormoran kapitulieren.“
Blum spricht von Jungfischen in
Ufernähe, die im Winter von 700
Kormoranen zusammengefressen
würden. „Da bleibt nichts mehr
übrig. Man kann sich vorstellen,
was solche Ereignisse für die kom-
menden Jahre bedeuten.“ 

Blum lobt die Behörden. „Im-
merhin ist es uns gelungen, die
Zahl der Brutnester konstant zu
halten und Vögel im Herbst zu ver-
treiben. Aber das ist eben nicht ge-
nug.“ Er fordert regionale Maß-
nahmen, wenn schon länderüber-
greifend nichts geschehe. Stich-
wort länderübergreifend:
Nikolaus Schotzko, Leiter der Ab-
teilung Fischerei im Vorarlberger
Landhaus, nennt Zahlen, erhoben

bei der letzten Vogelzählung im
Vorjahr. „Wir registrierten zu je-
nem Zeitpunkt 1560 Brutpaare am
gesamten Seeufer und 7000 Kor-
morane insgesamt.“ Zum Ver-
gleich: 2022 wurden
1200 Brutpaare gezählt,
2021 waren es 900 und
2020 betrug deren Zahl
660. „Fakt ist“, sagt
Schotzko, „die Kormo-
rane werden ständig
mehr, einem regionalen
Management sind Gren-
zen gesetzt.“ 

Tatsächlich kommen
die Versuche eines Kor-
moranmanagements in der
Schweiz und Deutschland nur
schleppend voran. Adrian Äschli-
mann, Leiter des nationalen Kom-
petenzzentrums Fischerei in der
Schweiz, erklärt: „Wir hatten frü-
her ein sehr belastetes Verhältnis
zwischen Fischerei und Vogel-
schutz. Da wurden Meinungsver-
schiedenheiten fast ausschließlich
über den Gerichtsweg ausgetra-
gen. Seit 2022 gibt es nun aber ei-
nen konstruktiven Dialog. Das bis-
herige Ergebnis dieses Dialogs: Es
werden Leitlinien für ein Kormo-
ranmanagement ausgearbeitet.“
Die konkrete Umsetzung von Maß-
nahmen, gerade auch im Zusam-
menspiel mit Deutschland und Ös-
terreich, ist aber noch nicht abzu-

sehen. Das hat auch mit den kom-
plizierten Verfahrenswegen in
Baden-Württemberg zu tun. „Ich
habe bereits 2004 eine erste Ex-
pertise zum Kormoranmanage-

ment geschrieben. Doch
die zentralistisch ausge-
richtete Behandlung die-
ses Themas macht alles
sehr kompliziert“, be-
richtet Peter Rey, Fische-
reibiologe in Konstanz.
Man fühle sich in Stutt-
gart der EU-Vogelschutz-
richtlinie strikt verbun-
den. „Und der Kormoran
gilt europaweit eben im-

mer noch als geschützt.“
Im Rahmen der Internationa-

len Bodenseekonferenz gibt es
dennoch ein Gremium, das sich
mit „Grundlagen und Möglichkei-
ten eines koordinierten Kormo-
ranmanagement“ beschäftigt
und 2017 eine Studie veröffent-
lichte. Weitere Versuche zu ei-
nem koordinierten Vorgehen in
Sachen Kormoran sind im Gang.
Was am Ende steht, ist freilich un-
gewiss.

Der große Streit um den schwarzen Vogel
Für Bodenseefischer ist der Kormoran ein gefräßiger Räuber – Naturschützer stufen ihn als gefährdete Art ein

Ein Kormoran zieht einen Fisch aus
dem Bodensee. FOTO: BERND SETTNIK/DPA

Von Klaus Hämmerle 
●

Verkehrsminister Hermann befürchtet 
keine Einsparungen nach neuem S21-Urteil
STUTTGART (dpa) - Nach der Niederlage der Deut-
schen Bahn (DB) im Streit um die milliarden-
schweren Mehrausgaben für Stuttgart 21 fürch-
tet Baden-Württembergs Verkehrsminister Win-
fried Hermann keine Einsparungen bei Bahn-
projekten im Südwesten. Er glaube nicht, dass
die Bahn ernsthaft die möglichen Einnahmen
von vier bis 4,5 Milliarden Euro aus ihren Klagen
gegen die Projektpartner in ihren Budgets einge-
rechnet habe, sagte der Grünen-Politiker. „Das
wäre eine absolut unseriöse Kalkulation“, so
Hermann. Weder bei Stuttgart 21 noch beim
geplanten Pfaffensteigtunnel, der langfristig die
Gäubahn über den Flughafen zum neuen Stutt-
garter Hauptbahnhof führen soll, werde die Bahn
sparen können, „weil sie ansonsten verpflichtet
ist, die alten, teuren Pläne am Flughafenbahnhof
zu realisieren“, sagte Hermann. 

Asylanträge im Südwesten 
im ersten Quartal deutlich rückläufig 
STUTTGART (dpa) - Die Zahl der in Baden-Württem-
berg neu gestellten Asylanträge ist im ersten
Quartal 2024 im Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum deutlich gesunken. In den drei Monaten
verzeichnete das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) insgesamt 6663 Erstanträge in
Baden-Württemberg, wie aus einer Antwort des
Justizministeriums auf eine Anfrage des AfD-
Abgeordneten Ruben Rupp hervorgeht. Im ersten
Quartal 2023 waren es noch 7768 Anträge – da-
mit ist die Zahl um gut 14 Prozent gesunken.
Bundesweit nahm die Zahl der Asylanträge sogar
um 19,2 Prozent ab. Die Zahlen sind aber wei-
terhin auf hohem Niveau. Im ersten Quartal 2022
waren es noch 2860 Anträge im Südwesten. 

Zahl der Schlaganfall-Toten 
in Baden-Württemberg gesunken 
STUTTGART (dpa) - Die Zahl der Menschen in Ba-
den-Württemberg, die an einem Schlaganfall
sterben, ist nach Angaben der Techniker Kran-
kenkasse (TK) in den vergangenen zehn Jahren
deutlich gesunken. Wie die TK unter Berufung
auf Daten des Statistischen Landesamts berichtet,
starben im Jahr 2012 noch 75 von 100.000 Ein-
wohnern an Schlaganfällen oder anderweitigen
Erkrankungen der Blutgefäße im Gehirn. Zehn
Jahre später lag die Zahl demnach noch bei 62,7
Todesfällen je 100.000 Einwohner. Als Grund für
die Verbesserung sieht die Krankenkasse die
Versorgung der Betroffenen in spezialisierten
Zentren.

Polizisten machen sich im Netz
auf die Suche nach Hasspostings
STUTTGART (dpa) - Polizistinnen und Polizisten
sind vor der Kommunal- und Europawahl im
Netz gezielt im Kampf gegen Hasskriminalität
auf Streife gegangen. Landesweit durchforsteten
22 Polizeibeamte in den Morgenstunden am Mitt-
woch die Profile von 226 Politikern und politi-
schen Institutionen unter anderem auf Facebook,
Instagram, X, YouTube und TikTok, wie das In-
nenministerium bilanzierte. Auf den Plattformen
habe man 22 strafbare Hasspostings entdeckt,
darunter Bedrohungen, Beleidigungen und Pro-
pagandadelikte. Das sei viel, wenn man berück-
sichtige, dass diese Profile von Politikern sowieso
unter genauerer Beobachtung stünden und Ver-
stöße regelmäßig gemeldet würden, sagte eine
Sprecherin. Die 22 Delikte würden nun zur An-
zeige gebracht. 

Kurz berichtet
●

Winfried Hermann glaubt nicht an Einsparungen durch
das neue S21-Urteil. FOTO: BERND WEISSBROD/DPA

Die Grundschulempfehlung soll
mehr Gewicht bekommen. Sie setzt
sich künftig zusammen aus der
Empfehlung der Lehrkraft basie-
rend auf den Noten, einem einheit-
lichen Test zur Lernstandserhe-
bung namens „Kompass 4“ und aus
dem Elternwunsch. Reichen Noten
und Kompass-4-Resultat nicht aus
und die Eltern wünschen dennoch
einen Gymnasialbesuch, müssen
die Kinder einen verbindlichen Po-
tenzialtest absolvieren.

● Was passiert mit den weiter-
führenden Schulen?
Die Rückkehr zum neunjährigen
Gymnasium ist beschlossene Sa-
che. Sie soll stufenweise ab dem
Schuljahr 2025/26 umgesetzt wer-
den und mit den Klassen 5 und 6
starten. Damit reagiert die Landes-
regierung unter anderem auf einen
entsprechenden Volksantrag, legt
aber ein eigenes Konzept vor. Gym-
nasien sollen auch einen G8-Zug an-
bieten dürfen. 

Die Werkrealschulen werden
abgeschafft, sie sollen in Verbün-
den mit Realschulen aufgehen. Da-
mit will die Koalition die Komplexi-
tät des Schulsystems im Land redu-
zieren. Die Profile von Realschulen
und Gemeinschaftsschulen sollen
in Richtung Berufsbildung gestärkt

STUTTGART - Mit einem Bildungspa-
ket will die grün-schwarze Koaliti-
on das Schulsystem und die Kitas in
Baden-Württemberg auf neue Füße
stellen. Die Landesregierung rea-
giert damit auf Druck aus Gesell-
schaft und Wissenschaft. Minister-
präsident Winfried Kretschmann
(Grüne) stellte das Vorhaben am
Mittwoch im Stuttgarter Landtag
vor. Die wichtigsten Fragen und
Antworten.

● Was hat die Koalition be-
schlossen?
Alle Eckpunkte des Bildungspakets
lassen sich nach Aussage der Koali-
tion auf drei übergeordnete Ziele
zurückführen. Man wolle die Bil-
dungsgerechtigkeit ausbauen, die
weiterführenden Schularten stär-
ken und mehr Orientierung für
Schülerinnen und Schüler sowie
die Eltern bieten. Ministerpräsi-
dent Kretschmann bezeichnete die
Beschlüsse in Stuttgart als „das
größte und umfassendste Bildungs-
paket, das ich in meiner Zeit als Ab-
geordneter erlebt habe. Und Sie
wissen: Ich bin schon ein Weilchen
dabei.“ Grüne und CDU hätten da-
mit „Mut und Kompromissbereit-
schaft“ gezeigt.

● Welche Änderungen soll es für
die Kleinsten geben?
Angelehnt an die in der Landesver-
fassung festgeschriebene Chancen-
gleichheit sollen die Kinder ge-
stärkt werden, die Startschwierig-
keiten haben. „Dabei setzen wir auf
Sprachförderung, Sprachförde-
rung und noch mal Sprachförde-
rung“, sagte Kretschmann. Kinder
mit Defiziten in diesem Bereich sol-
len deshalb im letzten Kitajahr und
im ersten Grundschuljahr ab dem
Schuljahr 2027/28 verpflichtend ge-
fördert werden. In der Kita soll der
Umfang bei vier Wochenstunden
liegen, in denen eine fortgebildete
Lehrkraft Unterricht in Gruppen
erteilen soll. Kinder, die danach im-
mer noch Aufholbedarf haben, sol-
len vom Schulbesuch zurückge-
stellt und in sogenannten Junior-
klassen an den Grundschulen er-
neut gefördert werden. An allen
bisherigen „Startchancen“-Grund-
schulen – also solchen, die von
Bund und Land aufgrund hohen
Anteils sozial benachteiligter Schü-
ler gefördert werden – wird ver-
bindlich der Ganztag eingeführt.
An allen anderen Grundschulen
soll die Umstellung darauf erleich-
tert werden. Im Schulalltag sollen
multiprofessionelle Teams, etwa
aus Logopäden oder Ergotherapeu-
ten, die Lehrkräfte unterstützen.

werden. Es sei erklärtes Ziel, „die
akademische und berufliche Bil-
dung gleichermaßen“ zu fördern,
betonte Kretschmann. Klares Sig-
nal sei aber auch: Die Wege zum
Abitur „bleiben offen“ – unabhän-
gig von der Schulart. 

● Warum sind Reformen nötig?
Eigentlich hatte sich die grün-
schwarze Regierung in den Koaliti-
onsvertrag geschrieben, die Schul-
struktur nicht anzufassen. Öffent-
licher Druck, wie etwa durch die
Volksinitiative zu G9, hat aber –
und das räumte Kretschmann deut-
lich ein – zu einem Umdenken ge-
führt. Er mache keinen Hehl da-
raus, dass er Vorbehalte gegen G9
gehabt habe, sagte der Ministerprä-
sident. Das Umschwenken bezeich-
nete er als „Politik des Gehörtwer-
dens“. Man könne nicht gegen den
Willen der Bevölkerung regieren.

Zum Druck aus der Gesellschaft
kommt das schlechte Abschneiden
Baden-Württembergs in Ver-
gleichstests zur Bildung. Pisa- und
andere Bildungsstudien hatten zu-
letzt offenbart, dass einem großen
Teil der Schülerinnen und Schüler
im Südwesten Grundfertigkeiten
beim Lesen, Schreiben und Rech-
nen fehlen. Baden-Württemberg,
einst Vorbild, sei in Sachen Bildung

zuletzt „abgeschifft ins Mittel-
maß“, sagte CDU-Fraktionschef
Manuel Hagel. Der Weg müsse wie-
der an die Spitze führen. Das be-
schlossene Paket sei der Beginn ei-
nes Weges, aber noch nicht das En-
de.

● Was sagt die Opposition?
Andreas Stoch und Hans-Ulrich
Rülke, die Fraktionsvorsitzenden
von SPD und FDP, drückten beide
ihre Enttäuschung über das Ende
der zu Beginn des Jahres ins Leben
gerufenen Bildungsallianz aus Re-
gierungs- und Oppositionsfraktio-
nen aus. Die Zusammenarbeit en-
dete vergangene Woche bei einem
gemeinsamen Gipfel in Bebenhau-
sen bei Tübingen im Streit. 

SPD-Fraktionschef Stoch legte
am Mittwoch in Stuttgart nach.
Grundsätzlich gingen manche der
Beschlüsse zwar nicht in die falsche
Richtung, aber es bleibe bei Baustei-
nen und „Schönheitsreparaturen“.
Der Landesregierung warf er jahre-
langen „Tiefschlaf“ vor, man habe
lediglich auf eine „Abstimmung
mit den Füßen“ reagiert. „Kein
Mensch glaubt Ihnen, dass das ein
großer Wurf für die Bildungspoli-
tik in Baden-Württemberg ist.“
Rülke attestierte Kretschmann per-
sönlich eine „desaströse Bilanz“ in
der Bildungspolitik. Die Bildungsal-
lianz habe der Ministerpräsident
von Anfang an torpediert. 

● Was wird bei der Umsetzung
wichtig?
Die Koalition will zügig Gesetzent-
würfe zur Reform vorlegen und in
den Landtag bringen. Bei Trägern
von Grundschulen oder Kitas
herrscht allerdings noch immer
Unklarheit, wie die Sprachförde-
rung konkret umgesetzt werden
soll – und durch welches Personal.
Ähnliches gilt bei den angestrebten
multiprofessionellen Teams. Der
Lehrkräftemangel könnte auch bei
der G9-Umstellung zum Problem
werden, gleichzeitig werden zu-
sätzliche Räume nötig. Finanziert
werden soll das Bildungspaket aus
bereits vorhandenen Mitteln, be-
tonte Südwest-Kultusministerin
Theresa Schopper (Grüne) in Stutt-
gart. Bedenken gibt es deshalb bei-
spielsweise bei den kommunalen
Landesverbänden. „Wir müssen
uns alle bewusst machen: Die
Grundrechenarten lassen sich
nicht per Gesetzesbeschluss über-
winden. Alles, was im Bildungsbe-
reich zugesagt wird, muss auf eine
belastbare und nachhaltig gesi-
cherte Ressourcenplanung gestützt
werden“, sagte Landkreistagspräsi-
dent Joachim Walter (CDU) am
Montag in Stuttgart. 

Neue Ziele für die Bildung
Sprachförderung und G9 sollen Südwest-Schulen wieder an die Spitze bringen

Die Sprachförderung in Kita und Grundschule bildet einen wichtgen Pfeiler der
Reform. FOTO: JAN TEPASS/EPD

Von Stefan Fuchs 
●

Mehr zu diesem Thema
finden Sie online unter:

go.schwaebische.de/see

WEM GEHÖRT
DER BODENSEE?


